
klärung vor und kann die Sadie nach der Untersuchung 
an die KK bzw. SchK zurückgeben. Diese Rückgabe 
ist für das gesellschaftliche Gerächt verbindlich.
Die KK und SchK haben jetzt die Befugnis, ausnahms­
weise in Abwesenheit des Beschuldigten zu entscheiden, 
wenn dieser unbegründet auch einer zweiten Bera­
tung fembleibt und die Voraussetzungen der §§ 42 Abs. 3 
KKO, 34 Abs. 3 SdiKO vorliegen, d. h. der Sachverhalt 
aufgeklärt ist und die Möglichkeit besteht, die Schuld 
oder Nichtschuld des 'beschuldigten Bürgers festzu­
stellen.
Bei Beleidigung, Verleumdung oder Hausfriedens­
bruch muß das gesellschaftliche Gericht infolge seiner 
alleinigen Zuständigkeit die Sache abschließen. Wenn 
eine Verfehlung nicht nachzuweiseh ist und weitere 
Untersuchungen durch die Volkspolizei nicht möglich 
sind, wird durch begründeten Beschluß entschieden, 
daß eine Verfehlung nicht vorliegt (§§ 43 Abs. 4 KKO, 
35 Abs. 4 SchKO).

Zur Beratung wegen Ordnungswidrigkeiten

Die gesellschaftlichen Gerichte können wegen einer 
Ordnungswidrigkeit beraten und entscheiden, wenn 
ihnen eine solche Sache von einem Ordnungsstraf­
befugten übergeben wird* 16. Aus eigener Initiative oder 
auf Antrag eines Bürgers kann es nicht über Ordnungs­
widrigkeiten beraten. Das Prinzip der Übergabe be­
deutet, daß .zunächst die Organe oder Leiter mit Ord­
nungsstrafbefugnis den Charakter und die Umstände 
der Ordnungswidrigkeit sowie das Vorliegen der gesetz­
lichen Voraussetzungen für eine Übergabe prüfen. 
Damit entscheiden die Ordnungsstrafbefugten, ob sie 
die Ordnungswidrigkeit selbst verfolgen oder ob die 
rechtliche Verantwortlichkeit wegen der Ordnungs­
widrigkeit von einem gesellschaftlichen Gericht reali­
siert werden soll.
Eine Ordnungswidrigkeitssache kann übergeben wer­
den, wenn der Sachverhalt aufgeklärt und mit Rück­
sicht auf den Charakter und die Umstände der Ord­
nungswidrigkeit sowie die Persönlichkeit des Rechts­
verletzers das gesellschaftliche Gericht am besten für 
die erzieherische und vorbeugende Einwirkung geeig­
net ist (§§ 47 Abs. 2 KKO, 39 Abs. 2.SchKO).
Die Ordnungsstrafbefugten sind gemäß § 23 Abs. 2 
OWG verpflichtet, alle zur Klärung des Sachverhalts 
notwendigen Feststellungen über Art und Schwere der 
Ordnungswidrigkeit, die Umstände ihrer Begehung und 
die Persönlichkeit des Rechtsverletzers zu treffen. Er­
gänzend dazu werden in §§ 47 Abs. 3 KKO, 39 Abs. 3 
SchKO besondere Kriterien genannt, die auf zwei 
typische Gruppen von Ordnungswidriigkeiten orien­
tieren, bei denen eine Übergabe insbesondere in Frage 
kommt:
— Ordnungswidrigkeiten, die in unmittelbarem Zu­

sammenhang mit der Verletzung betrieblicher 
Pflichten stehen (z. B. Arbeitsschutzverstöße),

— Ordnungswidrigkeiten, die das sozialistische Ge­
meinschaftsleben im Wohngebiet der Stadt oder in 
der Gemeinde beeinträchtigen (§ 4 OWVO).

In §§ 48 Abs. 1 KKO, 40 Abs. 1 SchKO sind Mindest­
anforderungen an den Inhalt einer Übergabeentschei­
dung gestellt. Diese sollte nicht nur die verletzte ge­
setzliche Bestimmung enthalten, sondern auch eine 
Erläuterung der Pflichtverletzung, die den Ordnungs­
straftatbestand erfüllt. Ferner sollten die 'für die Über­
gabe der Sache an die KK oder SchK maßgebenden 
Gründe dargelegt werden. Hinweise auf Ursachen und 
Bedingungen sind vor allem dann notwendig, wenn

16 Ergänzend vgl. Schmidt / Winkler, „Die Tätigkeit der ge­
sellschaftlichen Rechtspflegeorgane bei der Bekämpfung von 
Ordnungswidrigkelten“, NJ 1967 S. 730 ff.

sich daraus Schlußfolgerungen für die vorbeugende 
Bekämpfung von Rechtsverletzungen ergeben. Ist 
durch die Ordnungswidrigkeit ein Schaden entstanden, 
so ist bei der Darstellung des Sachverhalts darauf ein- 
ziugehen.
Eine Übergabe kann nicht mehr erfolgen, wenn bereits 
eine Entscheidung über eine Ordnungsstrafmaßnahme 
getroffen wurde (§ 32 Abs. 1 OWG). Auf dem Gebiet 
des grenzüberschreitenden Waren-, Devisen- und 
Geldverkehrs besteht eine besondere Regelung. Hier 
kann eine Ordniuragswidrigkeitssache auch dann an ein 
gesellschaftliches Gericht übergeben werden, wenn be­
reits durch die Organe der Zollverwaltung Er­
ziehungsmaßnahmen ausgesprochen . wurden (§§ 47 
Abs. 4 KKO, 39 Abs. 4 SchKO)17.
Das gesellschaftliche Gericht kann die Sache an das 
übergebende Ordnungsstrafbefugte Organ in den Fäl­
len zurückgeben, in denen es zu der Auffassung ge­
langt, daß die Voraussetzungen der Übergabe nicht 
vorliegen (§§ 48 Abs. 2 KKO, 40 Abs. 2 SchKO). Diese 
Entscheidung zur Rückgabe kann bis zum Abschluß 
der Beratung getroffen werden. Ein weiterer Rück­
gabegrund liegt gemäß §§ 50 KKO, 42 SchKO dann 
vor, wenn der beschuldigte Bürger auch zur zweiten 
Beratung des gesellschaftlichen Gerichts unbegründet 
nicht erscheint. In solchen Fällen hat das gesellschaft­
liche Gericht keine weiteren Möglichkeiten zur Reali­
sierung der Verantwortlichkeit, weil bei Ordnungs­
widrigkeiten nur nach Beratung mit dem beschuldig­
ten Bürger eine die Sache abschließende Entscheidung 
getroffen werden kann.
Die Rückgabe einer Sache an das übergebende Organ 
hat immer zur Folge, daß der Ordnungsstrafbefugte 
nunmehr die Sache selbst abschließend bearbeiten 
muß. Eine erneute Übergabe der Ordnungswidrigkeits­
sache an das gesellschaftliche Gericht ist ausgeschlos­
sen.
Für die Beratung und Entscheidung über Ordnungs- 
widriglkeiten gelten die allgemeinen Bestimmungen 
über die Arbeitsweise der gesellschaftlichen Gerichte. 
Generell können die gleichen Erziehungsmaßnahmen 
ausgesprochen werden, die bei der Entscheidung über 
Vergehen und Verfehlungen zulässig sind (§§ 49 KKO, 
41 SchKO). Eine Geldbuße ist jedoch nur bis zu 50 M 
zulässig. Die möglichen „anderen Verpflichtungen“ 
wurden inhaltlich näher beschrieben. Damit soll er­
reicht werden, daß nur solche Verpflichtungen be­
stätigt werden, die zu den Ursachen der Ordnungs­
widrigkeit in Beziehung stehen und zu deren 
Überwindung geeignet sind.

Zur Beratung wegen Verletzungen der Schulpflicht

Mit dem GGG, der KKO und der SchKO wurden die 
bisher nur den SchK obliegenden Aufgaben und 
Rechte bei der Beratung wegen Verletzung der Schul­
pflicht weiter ausgestaltet18.
In den gesetzlichen Bestimmungen für die gesellschaft­
lichen Gerichte wurde der Tatbestand der Schulpflicht­
verletzung entspspchend dem in der 1. DB zum Gesetz 
über das einheitliche sozialistische Bildungssystem vom
14. Juli 1965 (GBl. II S. 625) charakterisierten Umfang 
der Schulpflicht gefaßt (§§51 KKO, 43 SchKO). Die 
SchK oder KK kann beraten, wenn Eltern oder andere 
Erziehungsberechtigte nicht dafür sorgen, daß Kinder 
oder Jugendliche regelmäßig die Schule besuchen, oder 
sie vom Besuch obligatorischer Schulveranstaltungen 
oder von der Befolgung der Schulordnung abhalten.

17 vgl. auch Hinz / Liening, „Zur Regelung der Zoll- und 
Devisenverstöße“, NJ 1968 S. 615.
16 Vgl. dazu Schmidt / Winkler, a. a. O.; Siegel, „Maßnahmen
zur Überwindung von Schulpflichtverletzungen“. NJ 1968
S. 169 ff.
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